PRESSEMITTEILUNG

Bonn, 21. Juni 2007
WEG von der Änderung des Zuwanderungsgesetzes!

HIN zu einem Nationalen Integrationsplan und einer Einbürgerungskampagne!
Der Bundestag hat die Verschärfung des Zuwanderungsgesetzes zum 1.Juli 2007 beschlossen. 

Der Sprecher des parteiübergreifenden Netzwerkes türkeistämmiger MandatsträgerInnen, Ergun Can erklärt hierzu:
“Diese Änderung ist ein Rückschritt in der Integrationsfrage und schadet dem Zusammenleben der Bevölkerungsgruppen“.

Folgende Änderungen wurden beschlossen:

1. Bei Familiennachzug sind Sprachkenntnisse nachzuweisen

2. Verpflichtende Teilnahme an Integrationskursen. Bei Nicht-Teilnahme Sanktionen wie z.B. Geldstrafe oder Kürzung der Sozialleistungen

3. Erschwerung der Einbürgerung

4. Verschärfung der Ausweisung

5. Verschärfung der Bleiberechtsregelung

Diese Verschärfungen gelten nur für BürgerInnen aus Nicht-EU-Staaten, mit Ausnahme von z.B. Japan, Südkorea, USA.

Das Netzwerk ist der Auffassung, dass diese Sanktionen nicht zu Ende gedacht sind.

So macht es zum Beispiel keinen Sinn, eine über 60jährige Migrantin, die seit 20 Jahren in Deutschland lebt, mit Sanktionen zu belegen, wenn sie nicht mehr in der Lage ist, an einem Integrationskurs erfolgreich teilzunehmen. Menschen, die seit Jahren in Deutschland leben, werden durch dieses Gesetz diskriminiert statt integriert.

Das Netzwerk appelliert an die Politik diese Änderungen zurückzunehmen, denn das neue Gesetz entspricht nicht bundesdeutscher Realität. Es stellt einen Rückschritt in der Integrationspolitik dar. Deutschland ist ein Einwanderungsland und braucht daher einen nationalen Integrationsplan, um die Zuwanderung gerecht und menschenwürdig zu gestalten. 

Es ist Aufgabe des Integrationsgipfels der Bundesregierung sich hiermit zu befassen und dafür Sorge zu tragen, dass die deutsche Einwanderungspolitik vertrauensbildend statt abschreckend ist.
Ergun Can, Sprecher des Netzwerks türkeistämmiger MandatsträgerInnen
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